
 

 

Synopse Beilage 2 zum Anhörungsbericht 
 
Gesetz über die Einwohner- und Objektregister sowie das Meldewesen (Register- und Meldegesetz, RMG); Änderung (Massnahme S18-240-1) 
 

Geltendes Recht Entwurf des Regierungs-
rats vom … 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des Re-
gierungsrats 

Ergebnis der 1. Beratung 
vom … 

 Gesetz 
über die Einwohner- und 
Objektregister sowie das 
Meldewesen (Register- 
und Meldegesetz, RMG) 

   

 Der Grosse Rat des Kantons 
Aargau 

   

 beschliesst:    

 I.    

 Der Erlass SAR 122.200 (Ge-
setz über die Einwohner- und 
Objektregister sowie das Mel-
dewesen [Register- und Mel-
degesetz, RMG] vom 
18. November 2008) (Stand 
1. Mai 2009) wird wie folgt ge-
ändert: 

   

http://gesetzessammlungen.ag.ch/data/122.200/de
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Geltendes Recht Entwurf des Regierungs-
rats vom … 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des Re-
gierungsrats 

Ergebnis der 1. Beratung 
vom … 

§  21 
Zugriff und Datenbekanntgabe 
a) An öffentliche Organe 

    

1 Die kantonalen und kommu-
nalen öffentlichen Organe dür-
fen vom kantonalen Einwoh-
ner- beziehungsweise Objekt-
register diejenigen Daten abru-
fen oder sich diejenigen Muta-
tionen zustellen lassen, die sie 
zur Erfüllung ihrer gesetzlichen 
Aufgaben benötigen. Das zu-
ständige Departement teilt auf 
begründeten Antrag der öffent-
lichen Organe die Nutzungs-
berechtigungen zu. 

    

2 Einwohnerkontrollen und die 
für die Objektverwaltung zu-
ständigen Stellen dürfen auf 
alle ihre eigene Gemeinde be-
treffenden Daten Zugriff neh-
men und diese auf eigenen 
Datenträgern speichern. 

    

3 Besonders schützenswerte 
Personendaten dürfen nur ab-
gerufen werden, wenn dies 
durch ausdrückliche gesetzli-
che Vorschrift erlaubt ist. 
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Geltendes Recht Entwurf des Regierungs-
rats vom … 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des Re-
gierungsrats 

Ergebnis der 1. Beratung 
vom … 

4 Landeskirchen und Kirchge-
meinden dürfen die Daten von 
Angehörigen ihrer Konfession 
abrufen oder sich die entspre-
chenden Mutationen zustellen 
lassen. 

    

5 Der für die Erstellung von 
Statistiken zuständigen kanto-
nalen Behörde dürfen alle, 
auch besonders schützens-
werte, Personendaten im Ab-
rufverfahren bekannt gegeben 
werden, wenn die Vorausset-
zungen von § 19 IDAG einge-
halten sind. 

    

6 Der Zugriff auf das kantonale 
Einwohner- beziehungsweise 
Objektregister ist unentgeltlich. 

6 Der Zugriff auf das kantonale 
Einwohner- beziehungsweise 
Objektregister ist unentgeltlich. 
für 

   

 a) Stellen der kantonalen Ver-
waltung mit Ausnahme der 
selbständigen kantonalen 
Anstalten, 

   

 b) Stellen der kommunalen 
Verwaltung mit Ausnahme 
der Gemeindeanstalten und 
der Betreibungsämter, 

   

 c) die Gerichte,    

 d) die Landeskirchen und 
Kirchgemeinden. 
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Geltendes Recht Entwurf des Regierungs-
rats vom … 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des Re-
gierungsrats 

Ergebnis der 1. Beratung 
vom … 

§  22 
b) An Dritte 

    

1 Das zuständige Departement 
kann Dritten bekanntgeben: 

    

a) Daten über Einzelpersonen, 
deren Wohnsitz nicht be-
kannt ist, 

    

b) Daten über nach bestimm-
ten Kriterien geordnete Per-
sonengruppen mehrerer 
Gemeinden. 

    

2 Für die Datenbekanntgabe 
nach Absatz 1 lit. b ist § 16 
Abs. 2 IDAG analog anzuwen-
den. Im Übrigen richten sich 
die Voraussetzungen und das 
Verfahren nach den Vorschrif-
ten des IDAG. 

    

3 Allfällige Datensperren in den 
kommunalen Einwohnerregis-
tern gelten auch für das kan-
tonale Einwohnerregister. 

    

4 Der Regierungsrat regelt den 
Bezug von Gebühren durch 
das zuständige Departement. 
Die maximale Gebühr für eine 
Einzelauskunft beträgt Fr. 20.–
, für Listenauskünfte Fr. –.10 
pro Person, mindestens je-
doch Fr. 100.–. 

4 Aufgehoben.    
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Geltendes Recht Entwurf des Regierungs-
rats vom … 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des Re-
gierungsrats 

Ergebnis der 1. Beratung 
vom … 

 §  22a 
Gebührenbezug 

   

 1  Der Regierungsrat regelt 
den Bezug von Gebühren 
durch das zuständige Depar-
tement. Die maximalen Ge-
bühren betragen 

   

 a) für eine Einzelauskunft 
Fr. 20.–, 

   

 b) für Listenauskünfte Fr. –.10 
pro Person, mindestens je-
doch Fr. 100.–, 

   

 c) für Zugriff und Datenbe-
kanntgabe: 

   

 1. nach Art der Anbindung ab-
gestufte Grundpauschale 
Fr. 20'000.– und 

   

 2. Beitrag pro Nutzungsberech-
tigten Fr. 200.–. 

   

 2 Die Gebühr gemäss Absatz 1 
lit. c wird jährlich erhoben. Mit 
ihr werden die Amortisation 
und die Verzinsung der Inves-
titionsausgaben sowie die Be-
triebsaufwendungen für die 
Führung der kantonalen Da-
tenplattform abgegolten. 
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Geltendes Recht Entwurf des Regierungs-
rats vom … 

Abweichende Anträge der 
Kommission X vom … 

Stellungnahme des Re-
gierungsrats 

Ergebnis der 1. Beratung 
vom … 

 II.    

 Keine Fremdänderungen.    

 III.    

 Keine Fremdaufhebungen.    

 IV.    

 Der Regierungsrat bestimmt 
den Zeitpunkt des Inkrafttre-
tens der Änderung unter Ziff. I. 

   

 Aarau,    

 Präsident des Grossen Rats 
  
Protokollführerin 

   

 


